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im Hause

Ziele, Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung nach § 11 Abs. 2 
Landesplanungsgesetz (LaplaG) i.d.F. vom 27. Januar 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 8), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Mai 2024 (GVOBl. Schl.-H. S. 405);

 28. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Sankt Michaelisdonn 

 frühzeitige Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB und Planungsanzeige 
gem. § 11 Abs. 1 LaplaG 

 Stellungnahme des Kreises Dithmarschen vom 21.11.2025 

Mit Schreiben vom 24.10.2025 wird über die o. g. Planung der Gemeinde Sankt 
Michaelisdonn informiert. Wesentliches Planungsziel ist die Schaffung der 
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planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine großflächige gewerbliche Entwicklung. 
Dafür ist die Darstellung von gewerblichen Flächen, gemischten Bauflächen und Flächen 
für Versorgungsflächen EE (Erneuerbare Energien) vorgesehen. 
Das Plangebiet befindet sich westlich der „Eddelaker Straße“ und nördlich und südlich des 
„Engenwegs“ südwestlich der Hauptortslage. Der ca. 48 ha große Geltungsbereich wird 
derzeit im Flächennutzungsplan weitestgehend als landwirtschaftliche Fläche dargestellt. 

Zu dem Planungsvorhaben der Gemeinde Sankt Michaelisdonn wird auf der Grundlage 
der vorgelegten Planunterlagen aus landes- und regionalplanerischer Sicht wie folgt 
Stellung genommen: 

Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich aus 
der am 17.12.2021 in Kraft getretenen Landesverordnung über den 
Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein – Fortschreibung 2021 vom 25.11.2021 (LEP-
VO 2021, GVOBl. Schl.-H. S. 1409), geändert durch die Verordnung vom 5. Februar 2025 
(GVOBl. Schl.-H., 2025/28), dem Regionalplan für den Planungsraum IV (RPl IV; Amtsblatt 
Schl.-H. 2005 Seite 295) sowie dem 2. Entwurf der Neuaufstellung des Regionalplans für 
den Planungsraum III (Amtsbl. Schl.-H. 2025/152). 

Zu diesem Planungsansatz gab es am 03.09.2024 bereits ein Planungsgespräch im 
Innenministerium. Dazu verweise ich auf das abgestimmte Protokoll vom 14.10.2024. 

Der Umfang der geplanten Entwicklung hat sich in der vorliegenden Planung von rd. 100 
ha auf rd. 48 ha reduziert. Es wird darüber hinaus in der Begründung bereits thematisiert, 
dass mit der 29. Änderung des Flächennutzungsplans ein zweiter Abschnitt der 
großräumigen gewerblichen Siedlungserweiterung geplant ist. Dies sollte im weiteren 
Verfahren konkret erläutert werden und die gesamte Entwicklung im Kontext betrachtet 
werden. 

Grundsätzlich sind gem. Kap. 3.7 Abs. 2 LEP VO 2021 Flächen für Gewerbe und Industrie, 
die nicht den Bedingungen nach Kap. 3.7 Abs. 1 Satz 1 entsprechen, vorrangig in den 
Schwerpunkten auszuweisen. Die Gemeinde Sankt Michaelisdonn ist gem. Kap. 3.1 Abs. 
1 LEP-VO 2021 als ländlicher Zentralort eingestuft und somit ein Schwerpunkt, jedoch ist 
zentraler Ort gem. Abs. 2 das baulich zusammenhängende Siedlungsgebiet der 
Hauptortslage der zentralörtlich eingestuften Gemeinde. 
Daher wird zunächst festgestellt, dass das geplante Gebiet außerhalb des 
zusammenhängenden Siedlungsgebiets liegt. 

Die geplante Dimension der Gewerbeflächenausweisung von 48 ha überschreitet die 
zentralörtliche Versorgungsfunktion von St. Michaelisdonn deutlich. In der Begründung ist 
vertiefend auf die konkrete Bedarfslage einzugehen, die seinerzeit im Planungsgespräch 
bereits grob skizziert worden ist (örtl. Bedarf/ regionaler Bedarf, verkehrs- und 
energieintensive Betriebe, Bedarf Nachbargemeinden, etc.). 

Zudem ist das Vorhaben aufgrund des Umfangs, wie seinerzeit im Planungsgespräch 
bereits besprochen, zunächst in das GEMO der regionalen Kooperation Westküste 
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einzubringen, da das Vorhaben bei dem geplanten Umfang in den regionalen Kontext 
gestellt werden muss. Diesbezügliche Ausführungen sind zusammengefasst in der 
Begründung wiederzugeben. 

Die Ausführungen zur Innenentwicklung werden von der Landesplanung zur Kenntnis 
genommen. 

Es ist gem. Kap. 3.9 Abs. 2 LEP-VO 2021 darauf zu achten, dass neue Bauflächen nur in 
guter räumlicher und verkehrsmäßiger Anbindung an vorhandene, im baulichen 
Zusammenhang bebaute, tragfähige und zukunftsträchtige Ortsteile und in Form 
behutsamer Siedlungsabrundungen ausgewiesen werden. 
Die angestrebte bandartige Entwicklung in den Außenbereich stellt keine behutsame 
Siedlungsabrundung dar, insofern besteht in diesem Aspekt ein Widerspruch zum 
genannten Grundsatz der Raumordnung. 
Insofern kommt der Standortbegründung eine entscheidende Bedeutung zu. Es wurden 
kurze Erläuterungen zur Standortalternativenprüfung in der Begründung ausgeführt, die 
aus Sicht der Landesplanung jedoch nicht überzeugen können, um die geplante 
Entwicklung begründen zu können. Insbesondere um den allgemeinen Gewerbebedarf zu 
decken, sind vorrangig städtebaulich arrondierende Außenbereichsflächen im Anschluss 
an die Ortslage zu untersuchen und zu bewerten (z. B. am gewerblichen Ansatz im 
Norden der Ortslage). 

Aus landesplanerischer Sicht bestehen erhebliche Bedenken gegen die Lage und den 
Umfang der geplanten gewerblichen Entwicklung. Die Planung sollte kritisch überprüft und 
die Standortbegründung mit Blick auf die Art der anzusiedelnden Betriebe nachvollziehbar 
geschärft werden. Es wird in diesem Zusammenhang auf die Erforderlichkeit der 
regionalen Abstimmung hingewiesen. 

Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfordernisse der Raumordnung und greift 
einer planungsrechtlichen Prüfung des Bauleitplanes nicht vor. Eine Aussage über die 
Förderungswürdigkeit einzelner Maßnahmen ist mit dieser landesplanerischen 
Stellungnahme nicht verbunden. 

Aus Sicht des Referates für Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht, werden 
ergänzend folgende Hinweise gegeben: 

• Vorsorglich  weise  ich  darauf  hin,  dass  gem.  §  1  Abs.  6  Nr.  1  BauGB bei  der 
Aufstellung von Bauleitplänen die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen sind und das Baugebiet ausreichend 
vor Immissionen geschützt ist. Dabei geht es nicht nur um den Schutz innerhalb der 
benachbarter Gebäude, sondern auch um einen hinreichenden Freiflächenschutz 
(Terrassen,  Balkone  etc.).  In  Anbetracht  der  räumlichen  Nähe  zwischen 
Wohngebiet,  Mischgebiet,  Gewerbegebiet  und  der  Bereiche  für  Umspannwerk, 
Kläranlage und Batteriespeicher, gehe ich davon aus, dass die Notwendigkeit der 
Aufstellung  eines  Schallgutachtens  hinsichtlich  der  zu  erwartenden 
Lärmemissionen geprüft und entsprechende Ausführungen in die Begründung und 
als Festsetzung aufgenommen werden. Aufgrund der Nähe zu der Kläranlage gehe 
ich  ebenso  davon  aus,  dass  die  Notwendigkeit  der  Aufstellung  eines 
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Geruchsgutachtens  geprüft  wird  und  entsprechende  Ausführungen  in  die 
Begründung mit aufgenommen werden. 

• Nach dem Grundsatz des Vorrangs der Innenentwicklung gem. § 1 Abs. 5 S. 3 
BauGB  und  §  1a  Abs.  2  BauGB  sind  im  Rahmen  einer 
Standortalternativenprüfung zuerst  mögliche  Innenentwicklungspotenziale  zu 
prüfen,  bevor  neue  Flächen  ausgewiesen  werden.  Sofern  -wie  vorliegend 
dargelegt-  keine  Flächen  im  Innenbereich  verfügbar  sind,  ist  bei  der 
Neuausweisung  von  Flächen  im  Außenbereich  auf  eine  abrundende  und 
arrondierende Siedlungsergänzung zu achten. Die Prüfung ist in der Begründung 
nachvollziehbar darzulegen. Die Anforderungen des § 1a Abs. 2 BauGB sind in der 
Abwägung gem. § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. 

gez. Sebastian Kraft 
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Gemeinde St. Michaelisdonn, Kreis Dithmarschen, 28. Änderung des
Flächennutzungsplanes „südlich des Grundstücks Eddelaker Straße 33, sonst
westlich der Eddelaker Straße (L 138), beidseitig des Engenweges sowie östlich
und nördlich des Umspannwerks Süderdonn“, Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) BauGB, Beteiligung der
Nachbargemeinden Volsemenhusen, Barlt, Dingen, Gudendorf, Frestedt,
Quickborn und Kuden nach § 2 (2) BauGB und Planungsanzeige gemäß § 11 (1)
LaplaG, Projekt-Nr.: 24036

Sehr geehrte Damen und Herren,

in Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir zum o.g. Vorhaben folgende
Hinweise:

Hinweise

Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen wir für Hinweise und
Informationen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den NIBIS® Kartenserver. Die
Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine geotechnische
Erkundung und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht.
Geotechnische Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung des
geotechnischen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN
4020 in den jeweils gültigen Fassungen erfolgen.

Sofern Hinweise zu Salzabbaugerechtigkeiten und Erdölaltverträgen für Sie relevant sind,
beachten Sie bitte unser Schreiben vom 04.03.2024 (unser Zeichen: LID.4-L67214-07-2024-
0001).

Sofern in diesem Verfahren Ausgleichs- und Kompensationsflächen betroffen sind, gehen wir
davon aus, dass für alle Ausgleichs- und Kompensationsflächen die Festlegungen der

Bearbeitet von Sacha Weege

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom
Projekt-Nr.: 24036, 24.10.2025

Mein Zeichen (Bei Antwort angeben)
TOEB.2025.10.00445
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11.11.2025
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Regionalen Raumplanung beachtet werden. In Rohstoffsicherungsgebieten sollten Ausgleichs-
oder Kompensationsmaßnahmen erst nach einer vollständigen Rohstoffgewinnung erfolgen, da
sonst ein späterer Rohstoffabbau erschwert bzw. verhindert werden kann. Die aktuellen
Rohstoffsicherungskarten können über den NIBIS® Kartenserver des LBEG eingesehen oder
als frei verfügbarer WMS Dienst abgerufen werden. Zudem ist im Bereich von Ausgleichs- und
Kompensationsflächen für erdverlegte Hochdruckleitungen sowie bergbauliche Leitungen ein
Schutzstreifen zu beachten, der von jeglicher Bebauung und von tiefwurzelndem
Pflanzenwuchs freizuhalten ist.

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine weiteren Hinweise oder
Anregungen.

Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte gegenüber den
raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vorausschauend berücksichtigen zu können. Die
Stellungnahme wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die verfügbare
Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu interpretieren noch erhebt sie Anspruch auf
Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschriften und
Normen erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen oder objektbezogene
Untersuchungen.

Mit freundlichen Grüßen

i.A. Sacha Weege

Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig
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